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An das 

VEREINIGUNG 
OSTERREICHISCHER 

INDUSTRIEllER 

/Mv�ert�d 

Präsidium des Nationalrates 
Parlament 

i. ---- - -- - :.--------7;� .. l� �� : -��/< 9.�?S-

1010 W i e  n 

Wien, am 04.09.85 
Dr. WS/G 

Betrifft: Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes 

zur Schaffung eines Fonds zur Verwaltung der 

Rückstellung für die Zinsen bei Nullkuponfinanz­

schulden des Bundes 

Im Sinne der Entschließung zum Geschäftsordnungsgesetz des 

Nationalrates BGBl.Nr. 178/1961 übermittlen wir Ihnen bei­

geschlossen 25 Exemplare unserer Stellungnahme zur gefäl­

ligen Gebrauchnahme. 

Wir empfehlen uns 

mit dem Ausdruck vorzüglichster Hochachtung 

VEREINIGUNG OESTERREICHISCHER INDUSTRIELLER 

ci 
(Dr.Othm�er) 

("I 

� 
(Dr.Wolfgang Seitz) 

25 Beilagen 
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An das 
Bundesministerium 
für Finanzen 

Himmelpfortgasse 8 

1010 W i e  n 

VEREINIGUNG 
OSTERREICHISCHER 

INDUSTRIELLER 

4. September 1985 

Dr. WS/G/772 

Betrifft: Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes zur 
Schaffung eines Fonds zur Verwaltung der Rückstellung 
für die Zinsen bei Nullkuponfinanzschulden des Bundes 

Wir danken für die Ubermittlung des obgenannten Gesetzentwurfes 

zur Stellungnahme und erlauben uns hiezu folgende Anmerkungen: 

Die beabsichtigte Rückstellungsbildung für die Bedienung von 

Nullkuponfinanzschulden ist im Grundsatz zu begrüßen. 

Hinsichtlich der Verwaltung des Fondes wäre es jedoch wünschens­

wert, wenn neben einer staatlichen Behörde eine weitere Institution 

eingeschaltet wäre, wofür sich die österreichische Nationalbank 

oder ein Beirat anbieten würde. Dieses Verlangen erscheint 

im Hinblick auf § 4 durchaus sachlich berechtigt, wonach der 

Fonds die Mittel "bestmöglich" zu veranlagen hat. Jedenfalls 

müßte eine Veranlagung in der Weise sichergestellt werden, daß 

nicht wieder der Bund der Schuldner des Fonds ist. Ein ent­

sprechendes Verbot müßte ergänzend in § 4 aufgenommen werden. 

Ohne ein derartiges Verbot wäre das gesamte Gesetz entbehrlich. 

Wir empfehlen uns 

mit dem Ausdruck vorzüglichster Hochachtung 

VEREINIGUNG OESTERREICHISCHER INDUSTRIELLER 

d 
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(Dr.Othmar H bIer) (Dr.woi�gang 'seitz) 
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